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INHALT

Die Grundsteuerreform ist da. Ab 
1. Januar 2025 wird die Grundsteuer 
nach neuen Regeln berechnet, festge-
legt im Bayerischen Grundsteuerge-
setz. Das Bayerische Grundsteuermo-
dell weist anders als das Bundesmo-
dell den entscheidenden Vorteil auf, 
dass keine Bewertungen oder diffuse 
Vervielfältiger und Ähnliches Anwen-
dung finden, sondern nur Flächen: 
Die Grundstücksfläche, die Wohn- 
oder Gewerberaumfläche. Jeder Ei-
gentümer kann dadurch sehr gut 
nachvollziehen, wie die Grundsteuer berechnet wird. 
Aufkommensneutralität hat die Politik versprochen! Zugegeben: 
Bund und Land zulasten der Kommunen. Und dennoch: Die Rea-
lität ist erschütternd. Dabei war und ist eine aufkommensneutra-
le Umsetzung der Reform doch selbstverständlich. Denn die Re-
form diente nur der Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts. Natürlich führen Reformen zu Verschiebungen, die 
einen zahlen mehr – oft erheblich mehr –, andere weniger. Doch 
derzeit zeichnet sich ab, dass die Grundsteuerreform als Begrün-
dung für eine heftige Grundsteuererhöhung missbraucht wird. 
Erhöhungen der Grundsteuer mögen notwendig sein – auch die 
Kommunen sind klamm und brauchen Geld. Aber nicht unter 
dem Mantel der Reform und versteckt. Sondern bitte offen! So 
viel Ehrlichkeit, aber auch Selbstbewusstsein sollte sein. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass viele Kommunen bereits in den letzten 
Jahren ihre Hebesätze bewusst erhöht haben, so dass die Hebe-
sätze jetzt nur noch „leicht“ nach oben angepasst oder gleich ge-
halten werden. Das sagt schon alles!
Ehrlich wäre es, einen Hebesatz festzulegen, bei dem die Aufkom-
mensneutralität der Gemeinde gewahrt wird. Wird tatsächlich ein 
höheres Steueraufkommen benötigt, kann der dazu notwendige 
Hebesatz dem „aufkommensneutralen“ Satz gegenübergestellt 
werden. Das wäre transparent und nachvollziehbar und würde si-
cher auf Verständnis stoßen. So bleibt ein böser Nachgeschmack. 
Es geht auch anders, wie einzelne Gemeinden zeigen, die Hebesät-
ze festlegen, durch die in etwa das bisherige Aufkommen erzielt 
wird. Aber solche guten Beispiele gehen unter im allgemeinen Ent-
setzen vieler Eigentümer über die aktuell ergehenden Bescheide. 
Die Kommunen täten gut daran, auch Immobilieneigentümer als 
Bürger und nicht nur als willkommene Geldquelle zu betrachten. 

Herzlichst
Dr. Ulrike Kirchhoff 
Vorstand Haus & Grund Bayern

EDITORIAL

Dr. Ulrike Kirchhoff

Die Grundsteuerreform –  
aufkommensneutral?
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Bürokratieentlastungsgesetz 
(BEG IV)

Kein Schriftformerfordernis bei 
Gewerbemietverträgen
Bisher galt für langjährige Mietverhältnis-
se über Grundstücke und Räume, die kei-
ne Wohnräume sind, also vor allem bei 
Gewerbemietverträgen, das Schriftform-
erfordernis. Diese Mietverträge konnten 
bei einem Verstoß gegen das Schriftform-
gebot unter bestimmten Voraussetzungen 
ordentlich gekündigt werden, auch wenn 
sie für mehrere Jahre abgeschlossen wa-
ren. Mit dem Bürokratieentlastungsge-
setz  IV ist das Schriftformgebot für Ge-
werbemietverträge nun entfallen. Ab 
1.1.2025 müssen Gewerbemietverträge 
nur noch in Textform abgeschlossen wer-
den. Die Textform ist in § 126b BGB gere-
gelt. Zur Einhaltung dieser Form muss ei-
ne lesbare Erklärung, in der die Person 
des Erklärenden genannt ist, auf einem 
dauerhaften Datenträger abgegeben wer-
den. Ein dauerhafter Datenträger ist jedes 
Medium, das es dem Empfänger ermög-
licht, eine auf dem Datenträger befindli-
che, an ihn persönlich gerichtete Erklä-
rung so aufzubewahren oder zu speichern, 
dass sie ihm während eines für ihren 
Zweck angemessenen Zeitraums zugäng-
lich ist und geeignet ist, die Erklärung un-
verändert wiederzugeben, § 126b BGB. 
Diese Voraussetzungen werden erfüllt bei 

E-Mail, Telefax, Computer Fax, aber auch 
bei elektronischen Speichermedien. Die 
Neuregelung gilt ab 1.1.2025. Ein Mietver-
trag, der dem Textformerfordernis nicht 
entspricht und für längere Zeit als ein Jahr 
abgeschlossen wird, gilt als für unbe-
stimmte Zeit abgeschlossen. Bei einem 
Verstoß gegen das Textformerfordernis 
kann der Vertrag daher ordentlich gekün-
digt werden.
Vermieter müssen daher darauf achten, 
dass diese Verträge zwar nicht mehr 
schriftlich abgeschlossen, jedoch dem 
Textformerfordernis genügen müssen. 
Wichtig: Auch bei Nachträgen zu einem 
bestehenden Mietverhältnis muss künftig 
die Textform eingehalten werden. 
Wie bisher können Gewerbemietverträge 
aber auch schriftlich abgeschlossen wer-
den.

Kein Schriftformerfordernis bei 
Härtefallwiderspruch des Mieters 
Auch im Zusammenhang der ordentlichen 
Kündigung von Wohnraummietverhältnis-
sen wurde eine Formerleichterung in das 
Gesetz aufgenommen. Gemäß § 574 BGB 
kann der Mieter gegen ordentliche Kündi-
gungen eines Vermieters Widerspruch ein-
legen. Diese Möglichkeit betrifft in der 
Praxis im wesentlichen die Eigenbedarfs-
kündigung. Der sogenannte Härtefallwi-
derspruch musste nach bisherigem Recht 
ebenfalls schriftlich durch den Mieter ein-

gelegt werden. Auch dies wurde durch das 
Bürokratieentlastungsgesetz geändert: 
künftig kann der Mieter den Härtefall-
widerspruch ebenfalls in Textform einle-
gen. Ab 1.1.2025 kann der Härtefallwider-
spruch damit zum Beispiel auch per E-
Mail oder Telefax eingelegt werden. Wich-
tig für Vermieter: In der ordentlichen Kün-
digung müssen Sie auf die Möglichkeit des 
Widerspruches hinweisen. Der Mieter 
muss bei ordnungsgemäßer Belehrung den 
Widerspruch spätestens 2 Monate vor Be-
endigung des Mietverhältnisses gegenüber 
dem Vermieter erklären. Wenn der Ver-
mieter aber zuvor nicht auf die Möglichkeit 
des Widerspruches hingewiesen hat, so 
kann der Mieter den Widerspruch noch im 
ersten Termin eines Räumungsrechts-
streits vor Gericht erklären. Wenn der Ver-
mieter allerdings unzutreffend über Form 
und Frist des Widerspruches belehrt hat, 
etwa dass dieser nach wie vor – trotz der 
Gesetzesänderung – schrift lich zu erklären 
ist – so liegt eine unzureichende Belehrung 
vor, sodass der Widerspruch noch im ers-
ten Termin des Räumungsrechtsstreits er-
klärt werden dürfte.

Betriebskostenabrechnungen
Im Rahmen von Betriebskostenabrech-
nungen steht dem Mieter das Recht zu, die 
der Abrechnung zugrunde liegenden Bele-
ge einzusehen. Erfüllt der Vermieter die-
ses Belegeinsichtsrecht nicht, so kann der 

RA Georg Hopfensperger

Die wichtigsten Neuregelungen 
für Hauseigentümer im Jahr 2025
Rechtsanwalt Georg Hopfensperger, München
Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht

WEG-Verwaltung

Miethausverwaltung

Sondereigentumsverwaltung

Monacum Immobilienverwaltung GmbH
Boschstr.12

82178 Puchheim
Tel.: +49 (0)89 - 890 46 74 30

Email: info@monacum-immobilien.de

www.monacum-immobilien.de
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Die Rechtsfrage
Rechtsanwältin Claudia Finsterlin, Fachanwältin für Steuerrecht

Rechtsanwalt Georg Hopfensperger
Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht

RAin Claudia Finsterlin

Bei der Gestaltung der vorweggenommenen 
Erbfolge werden zwischen Eltern und Kin-
dern oftmals Überlassungsverträge über 
Immobilien abgeschlossen, die eine Schuld-
übernahme der aufgenommenen Darle-
hensverbindlichkeiten zum Erwerb oder 
Bau der Immobilie durch den Beschenkten 
vorsehen. Derartige Verträge werden auch 
als teilentgeltliche Verträge im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge benannt. 
Die Finanzverwaltung wendet hier die 
strenge Trennungstheorie an und ermittelt 
unter Berücksichtigung des Verkehrswertes 
der Immobilie einen entgeltlichen und ei-
nen unentgeltlichen Teil dieser Zuwendung. 
Werden derartige Verträge innerhalb der 
Spekulationsfrist abgeschlossen, d.h. der 
Erwerb der Immobilie und die teilunent-
geltliche Übertragung der Immobilie er-
folgt innerhalb von 10 Jahren, so berech-
net das Finanzamt hier ein spekulations-
pflichtiges Rechtsgeschäft nach § 23 EStG.
Zur Erläuterung wird auf den Sachverhalt, 
der der Entscheidung des Finanzgerichtes 
Niedersachsen, Urteil v. 29.5.2024 Az.: 
 3  K 36/24 zugrunde lag, zurückgegriffen. 

Sachverhalt: 
Die Eltern A haben im Jahr 2014 ein be-
bautes Grundstück für insgesamt 
E  143.950 erworben und anschließend zu 
Wohnzwecken vermietet. Einen Teil des 
Erwerbes wurde durch die Aufnahme ei-
nes Bankdarlehens finanziert. 
Anfang des Jahres 2019 übertrugen die El-
tern A auf ihren Sohn B diese Immobilie 
im Wege der vorweggenommenen Erbfol-
ge und regelten in den Überlassungsver-
trag die Übernahme des Bankdarlehens, 
das noch mit � 115.000 valutiert war, 
durch den Begünstigten Sohn B. 
Der Verkehrswert der Immobilie wurde 
von den Beteiligten mit � 210.000 ange-
geben. 

Der strengen Trennungstheorie folgend hat das Finanzamt hier wie folgt gerechnet: 

Verkehrswert der Immobilie 2019  � 210.000,00 100 %

Entgeltlicher Teil der vorweggenommenen Erbfolge, 
Darlehensübernahme  � 115.000,00 54,76 %

Unentgeltlicher Teil der Überlassung im Wege der  
vorweggenommenen Erbfolge  �  95.000,00 45,35 %

Unter Berücksichtigung der ursprünglichen Anschaffungskosten der Eltern A ergab 
sich somit folgender steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn nach § 23 EStG: 

Veräußerungserlös für 54,76 %  � 115.000,00

Abzgl. Anschaffungskosten 
� 143.950,00 x 54,76 %  �  78.828,00

Zzgl. AfA der Jahre 2014 – 2019  �  6.672,00

Veräußerungsgewinn  � 42.844,00

Steuerpflichtiger Veräußerungserlös nach § 23 EStG: � 42.844,00.

Dieser strengen Trennungstheorie ist das 
Finanzamt Niedersachsen im Urteil v. 
29.5.2024 Az.: 3 K 36/24 mit einer fun-
dierten Begründung entgegengetreten. 
Das Finanzgericht hat entschieden, dass 
teil entgeltliche Übertragungen von Immo-
bilien im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge unterhalb der historischen An-
schaffungskosten keine tatbestandlichen 
Veräußerungen im Sinne des § 23 EStG sind. 
In der Rechtsprechung des BFH ist es der-
zeit ungeklärt, ob bei teilentgeltlichen 
Übertragungen im Rahmen des § 23 EStG 
durch die Heranziehung von Verkehrs-

werten auf den Zeitpunkt der Übertragung 
lediglich fiktive, d.h. tatsächlich nicht rea-
lisierte Überschüsse der Besteuerung un-
terliegen. Es ist daher die Revision gegen 
das Urteil des niedersächsischen Finanz-
gerichtes zugelassen worden und erhoben. 
Das Verfahren wird unter dem Az.: BFH 
IX R 17/24 geführt. 
In gleichgelagerten Fällen empfiehlt es 
sich, hier Einspruch mit der Bezugnahme 
auf die bei dem BFH anhängige Revision 
einzulegen und das Ruhen des Verfahrens 
bis zur Entscheidung zu beantragen.
Claudia Finsterlin

Teilentgeltliche Immobilienschenkungen, spekulationspflichtig nach § 23 EStG

U

RA Georg Hopfensperger
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Der individuelle Sanierungsfahrplan | ENERGIE

	� Berücksichtigung witterungsabhängiger 
Arbeiten in der Zeitplanung
	� Frühzeitige Einbindung qualifizierter 
Handwerksbetriebe
	� Detaillierte Schnittstellenplanung zwi-
schen den Gewerken
	� Baubegleitende Qualitätssicherung der 
Ausführung

Besonders wichtig ist dabei die Beachtung 
von „Lock-in-Effekten“ – das bedeutet, 
dass keine Maßnahmen vorgeschlagen 
werden, die spätere Verbesserungen blo-
ckieren oder unwirtschaftlich machen. Je-
der Sanierungsschritt muss so geplant 
sein, dass er optimal auf die nachfolgen-
den Schritte vorbereitet ist. 

Die Maßnahmenpakete werden dann in 
der Software auf das 3D-Modell angewen-
det, sodass aufgezeigt wird, wie groß der 
energetische Effekt der jeweiligen Maß-
nahme auf die Energiebilanz des Gebäu-
des ist. So kann auch berechnet werden, 
wie groß die Einsparung an Energiekosten 
durch die einzelnen Maßnahmen konkret 
sein wird, was den Kunden einen guten 
Anhaltspunkt zur Wirtschaftlichkeit und 
Amortisationsdauer der Sanierung bietet. 
(Abb. 2)

Vorteile für Eigentümer 
Zum einen erhalten Kunden mit dem iSFP 
– wie zuvor beschrieben – eine umfassen-
de Analyse zu ihrem Gebäude und einen 
langfristigen Plan für künftige Sanierun-
gen. Der Vor-Ort-Termin bietet die Mög-
lichkeit, vom Erfahrungsschatz des Ener-
gieberaters zu profitieren. Ein weiterer fi-
nanzieller Vorteil des iSFP gegenüber an-
deren Energieberatungsberichten ist die 
Förderung dieser Beratungsleistung. Das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) stellt hier folgende För-
derungen bereit:

	� Ein-/Zweifamilienhäuser: 50% der Be-
ratungskosten, maximal 650 Euro
	� Mehrfamilienhäuser: 50% der Bera-
tungskosten, maximal 850 Euro
	� Wohnungseigentümergemeinschaften: 
zusätzlich 250 Euro für die Vorstellung 
in der Eigentümerversammlung

Dadurch wird der iSFP zu einem nieder-
schwelligen Angebot, das sich auch dann 
lohnt, wenn keine konkreten Sanierungen 
anstehen. Steht auch nur mittelfristig eine 
energetische Sanierungsmaßnahme an, 
macht sich der iSFP doppelt bezahlt: 

Durch den so genannten iSFP-Bonus-
profitieren Eigentümer bei der Umsetzung 
der Maßnahmen von einer zusätzlichen 
Förderung i. H. v. 5% für:
	� Sanierungen an der Gebäudehülle
	� Optimierung der Anlagentechnik
	� Verbesserung des Heizungssystems
	� Installation von Lüftungsanlagen

Zusätzlich verdoppelt sich der Rahmen 
der maximal förderfähigen Kosten von 
30.000 Euro auf 60.000 Euro pro Wohn-
einheit und Jahr. Bei einer energetischen 
Fassadendämmung mit Kosten von 
45.000 Euro bedeutet dies konkret: Ohne 
iSFP wären nur 30.000 Euro förderfähig. 
Bei 15% Förderung wären das 4.500 Euro. 
Mit iSFP können die gesamten 45.000 Eu-
ro gefördert werden und es gibt zusätzlich 
den 5%-Bonus. Somit steigt die Förderung 
auf 9.000 Euro dank iSFP.
Ein weiterer Vorteil des iSFP ist die um-
fassende Planungssicherheit: Statt isolier-
ter Einzelmaßnahmen erhalten die Eigen-
tümer eine ganzheitliche Sanierungsstra-
tegie, bei der alle Komponenten optimal 
aufeinander abgestimmt sind. Durch die 
vorausschauende Detailplanung werden 
teure Nachbesserungen von vornherein 

Abb. 2: Auszug aus der Beschreibung eines Maßnahmenpakets (hier: Tausch der Fenster)
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Beschlussarten | WOHNUNGSEIGENTUM

Beschlussarten 

1.  Geschäftsordnungsbeschluss

Enthält die Gemeinschaftsordnung keine 
Vereinbarungen über den Ablauf der Ver-
sammlung, können sich die Wohnungs-
eigentümer auf Antrag des Versamm-
lungsleiters oder eines Eigentümers durch 
einfachen Mehrheitsbeschluss selbst eine 
Geschäftsordnung geben. Anträge zur 
 Geschäftsordnung können insbesondere 
zu folgenden Angelegenheiten gestellt 
werden:

	� wer den Vorsitz der Versammlung führt 
(§ 24 Abs. 5 WEG; AG Heidelberg, 
8.7.2020, 45 C 57/19),
	� Weisung an den Verwalter bei Unklar-
heiten, ob eine Beschlussfassung zu-
stande gekommen ist und damit ver-
kündet werden darf (BGH, 29.5.2020, 
V ZR 141/19),
	� Teilnahmeberechtigung dritter Perso-
nen,
	� Abstimmungsmodalitäten (BGH, 
18.1.2019, V ZR 324/17),
	� Ausschluss eines Wohnungseigentü-
mers oder einer dritten Personen von 
der Teilnahme an der Eigentümerver-
sammlung,
	� Reihenfolge der  
Tagesordnungspunkte,
	� Vertagung über die Beschlussfassung zu 
einem bestimmten Tagesordnungspunkt 
(AG Hamburg-St.Georg, 14.8.2020, 
980b C 4/20 WEG; a. A. AG Dortmund, 
19.10.2017, 514 C 74/17),
	� Beschluss über einen Mehrheitsbe-
schluss im Umlaufverfahren (§ 23 
Abs. 3 Satz 2 WEG),
	� Beschränkung der Redezeit/Entzug des 
Rederechts,
	� Unterbrechung, Abbruch und Fortset-
zung der Versammlung.

Ein Beschluss über die Geschäftsordnung 
muss nicht in der Tagesordnung angekün-
digt werden und ist nicht selbstständig an-
fechtbar, da er mit Beendigung der Eigen-
tümerversammlung gegenstandslos wird 
(BayObLG, 10.7.1987, BReg 2 Z 47/87; 
BayObLG, 19.2.2004, 2Z BR 219/03; KG 
Berlin, 15.1.2003, 24 W 129/01; LG Köln, 
30.6.2011, 29 S 246/10). So kann die Ei-
gentümerversammlung mit einfacher 
Mehrheit durch Geschäftsordnungsbe-
schluss über die Zulassung eines Dritten 
zur Versammlung (unanfechtbar) befin-
den, sogar ohne Verkündung und Be-
schlussfeststellung, da lediglich der Folge-
beschluss anfechtbar wäre (LG Karlsruhe, 
27.7.2010, 11 S 70/09). Wird zum Beispiel 
ein Vertreter durch Geschäftsordnungs-
beschluss nicht zur Versammlung zugelas-
sen, ist nicht der Geschäftsordnungsbe-
schluss anzufechten, sondern es müssen 
die nach ordnungswidrigem Ausschluss 
gefassten Beschlüsse angegriffen werden 
(AG Rosenheim, 9.9.2014, 12 C 322/14). 
Handelt es sich jedoch um einen Ge-
schäftsordnungsbeschluss, der eine für 
die Wohnungseigentümerversammlung 
grundsätzliche Frage betrifft und auch für 
die Zukunft wirken soll, kann dieser iso-
liert angefochten werden (LG Frankfurt/
Main, 5.6.2014, 2-09 S 6/13, Urteil zur 
Anfechtbarkeit eines Beschlusses über die 
generelle Beschränkung der Redezeit bei 
Wohnungseigentümerversammlungen).
Ist die getroffene Regelung rechtswidrig, 
so kann sie, wenn sich der Fehler entspre-
chend auf sonstige Beschlüsse auswirkt, 
bei rechtzeitiger Anfechtung zur Ungültig-
keit der sonstigen in der Versammlung 
 gefassten Beschlüsse führen (BayObLG, 
16.5.2002, 2Z BR 32/02; OLG Köln, 
16.8.2000, 16 Wx 87/00). Maßnahmen 
der Geschäftsordnung können ausnahms-
weise in folgenden Fällen gerichtlich über-
prüft werden:

	� Es handelt sich um eine in der Gemein-
schaft aufgetretene grundsätzliche Fra-
ge,
	� die aller Voraussicht nach auch künftig 
immer wieder auftreten wird und
	� daher einer gerichtlichen Überprüfung 
bedarf (KG Berlin, 15.1.2003, 24 W 
129/01; BayObLG, 7.12.1995, 2Z BR 
72/95).

Beispiele:  
Rechtswidrige Geschäftsordnungs-
beschlüsse
	� Zulassung nicht teilnahmeberechtigter 
Personen an der Versammlung.
	� Ausschluss von der Abstimmung.
	� Über das Recht des einzelnen Woh-
nungseigentümers, Vollmachten ohne 
extremen Zeitdruck zu prüfen, um fest-
zustellen, ob der Vertretende zu Recht 
zugelassen wurde, kann nicht durch Ge-
schäftsordnungsbeschluss disponiert 
werden (AG Offenbach, 22.7.2016, 
320 C 27/16).
	� Ergänzung der Tagesordnung durch 
Geschäftsordnungsbeschluss; die er-
gänzende Beschlussfassung ist anfecht-
bar, da sie nicht ordnungsmäßig an-
gekündigt wurde (OLG München, 
19.9.2005, 34 Wx 76/05).

2. Standardbeschluss

Als Standardbeschluss werden solche Be-
schlüsse bezeichnet, die regelmäßig bei 
der ordentlichen Eigentümerversamm-
lung auf der Tagesordnung stehen.

Beispiel: Themen für  
Standard beschlüsse
	� Guthaben/Fehlbeträge der Jahresab-
rechnung,
	� Vorschüsse aus dem Wirtschaftsplan,
	� Verwalter- und Verwaltungsbeiratswahl,
	� Erhaltungsmaßnahmen,
	� Hausordnung.

Wohnungseigentum von A–Z
Rechtsanwältin Melanie Sterns-Kolbeck
Fachanwältin für Miet- und Wohnungseigentumsrecht, München Teil

13
RAin Melanie Sterns-Kolbeck
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Berichterstattung | HAUS & GRUND BAYERN

SEMINAR

WEG-Spezialthemen
Am 13.11.2024 fand das Seminar „WEG-
Spezialthemen“ statt. Als Referenten 
konnten wir RA Dennis Rehfeld gewinnen. 
Im Fokus des Seminars stand die Informa-
tionspflicht in der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer, welche eine immer grö-
ßere Bedeutung in der Praxis einnimmt.
Zu Beginn der Veranstaltung wurden die 
Grundlagen der Informationspflichten er-
läutert, indem der Referent auf die zentra-
len rechtlichen Regelungen einging. Ge-
schildert wurde ausführlich der Anspruch 
der Wohnungseigentümer auf Einsicht in 
die Belege. Dieser Anspruch ist gerade für 
das Nachvollziehen der Abrechnung ent-

scheidend und wichtig. In diesem Zusam-
menhang sprach RA Rehfeld auch Aspekte 
des Datenschutzes an. Ein weiterer Schwer-
punkt waren die Aufgaben des Verwalters: 
Diesen treffen ebenfalls umfassende Infor-
mationspflichten bei der Durchführung 
seiner Tätigkeit. Im Rahmen einer Ver-
sammlung trifft den Verwalter u.a. die 
Pflicht, die Wohnungseigentümer in die 
Lage zu versetzen, einen Beschluss über 
das sachgerechte weitere Vorgehen fassen 
zu können. Selbstverständlich wurden die 
Teilnehmer auch über sämtliche andere 
Pflichten informiert. Den Vortrag unter-
legte der Referent auch immer mit ein-

schlägigen Urteilen 
des Bundesgerichts-
hofes. Abschließend 
wurde auch der Ver-
waltungsbeirat the-
matisiert, der eben-
falls gewissen Infor-
mationspflichten un-
terliegt. Wir danken 
RA Dennis Rehfeld herzlich für seinen 
Vortrag und die anschauliche Vermittlung 
der Inhalte und würden uns freuen, ihn bei 
weiteren Seminaren als Referenten begrü-
ßen zu dürfen. SF

RA Dennis Rehfeld

HERBST-ARBEITSTAGUNG VON HAUS & GRUND BAYERN

Spannende Themenvielfalt online
Am 8. November 2024 fand die traditio-
nelle Herbst-Arbeitstagung von Haus & 
Grund Bayern online statt. Zahlreiche 
Ortsvereine nutzten die Gelegenheit, sich 
über aktuelle Themen zu informieren.
Dipl.-Ing. Corinna Ko-
dim, Geschäftsführe-
rin Energie, Umwelt, 
Technik von Haus & 
Grund Deutschland, 
erläuterte klar und 
fundiert die Unter-
schiede zwischen Mie-
terstrom und der gemeinschaftlichen Ge-
bäudeversorgung. Dabei ging sie auf Ver-
tragsgestaltung, Vergütung und gesetzli-
che Meldepflichten ein und zeigte anhand 
anschaulicher Beispiele, wann welches 
Modell für Eigentümer sinnvoll ist. 
Norbert Pauli, Sach-
verständiger für das 
Elektrotechniker-
Hand werk bei der 
Hand werkskammer 
Niederbayern-Ober-
pfalz, erklärte die 
tech nischen Voraus-
setzungen für Balkonsolaranlagen. Er er-
läuterte die Regelungen des „Solarpaket 
I“, die solche Anlagen als eigene Kategorie 

mit einer maximalen Leistung von 800 
Watt am Wechselrichter definieren. Zu-
dem erklärte er normative und technische 
Anforderungen, wie z.B. spezifische Steck-
vorrichtungen und die Rolle des Netzbe-
treibers beim Zählertausch. Pauli ging 
auch auf normative Vorgaben wie die DIN 
VDE V 0100-551-1 sowie die Anforderun-
gen der VDE-AR-N 4105 ein, die den si-
cheren Anschluss und Betrieb regeln. Mit 
praxisnahen Beispielen, etwa zu Stecker-
vorrichtungen und Zählern, bot der Vor-
trag wertvolle Einblicke in die technischen 
Aspekte. Lucia Hatz ergänzte den Vortrag 
um die rechtlichen Rahmenbedingungen, 
insbesondere den neuen Ansprüchen im 
WEG- und Mietrecht.
Rechtsanwältin Su-
sanne Fischer widme-
te sich den Themen 
Wallboxen und virtu-
ellen Eigentümerver-
sammlungen. Mit ei-
ner praxisnahen Her-
angehensweise an-
hand von Beispielen ging sie auf die Be-
schlussfassung in der WEG ein. Sie stellte 
die jeweiligen Privilegierungen nach 
§ 20 II WEG vor. Danach behandelte sie 
das Thema virtuelle Eigentümerversamm-

lung und beleuchtete 
deren Vor- und Nach-
teile.
Zudem ging es um die 
Verbindung von Kli-
maschutz und Denk-
malpflege: Lucia Hatz 
zeigte auf, wie erneu-
erbare Ener gien auch in denkmalge-
schützten Gebäuden umgesetzt werden 
können, ohne deren Charakter zu beein-
trächtigen.
Dr. Ulrike Kirchhoff, 
Vorstand von Haus & 
Grund Bayern, run-
dete die Tagung mit 
einem Ausblick auf 
zukünftige Termine, 
Seminare und die Be-
deutung der kommu-
nalen Wärmeplanung ab. Sie appellierte 
an die Ortsvereine, sich aktiv in die kom-
munalen Prozesse einzubringen, um die 
Vorteile wie Planungssicherheit für Eigen-
tümer zu sichern.
Die Herbsttagung bot viele Anregungen 
und wertvolle Praxistipps für Eigentümer 
– ein voller Erfolg für alle Teilnehmer.

LH 

Lucia Hatz

RAin Susanne Fischer

Dr. Ulrike Kirchhoff

Norbert Pauli

Dipl.-Ing. Corinna Kodim

©
Je

ns
 O

el
le

rm
an

n



Altstadt

Klassizismus

Au

Stilaltbau

Isarvorstadt

NeurenaissanceHerbergshaus

Haidhausen

Neurenaissance

Neuhausen

Neurenaissance

Lehel

Neurenaissance

Maxvorstadt

Nachkriegsbau

Schwabing

Neurenaissance

Haidhausen

Jugendstil

Lehel

Spätklassizismus

Altstadt

Stilaltbau

Maxvorstadt

Neubarock

Au

Stilaltbau

LudwigsvorstadtSchwabing

Kleinhaus

Neuhausen

Historisierend

Lehel

Neurenaissance

Haidhausen

Neurenaissance

Neuhausen

Nachkriegsbau

Altstadt

Klassizismus

Maxvorstadt

Neurenaissance

Au

Klassizismus

Ludwigsvorstadt

Deutsche RenaissanceJugendstil

Schwabing


